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TOP 3.7.1 Besteuerung lnternetwirtschaft - Stand der Dinge

1. Hintergrund

Die Herausforderungen der lnternetwirtschaft ff.¡r das Steuersystems waren schon Gegenstand der
OECD BEPS lnitiative (Aktionspunkt 1)1. Daran anknilpfend hat die Europäische Kommission am
21.März 2018 zwei Richtlinienvorschläge mit konkreten Lösungen vorgeschlagen (siehe Tabelle).

Langfristiger Vorschlag ist die Einführung einer digitalen Betriebsstätte (Richtlinienvorschlag 1). Wenn
ein ausländisches Unternehmen digitale Leistungen in Österreich anbietet, zB Online-Werbung, hier
aber keine Betriebsstätte hat, der die Gewinne zugerechnet werden können, soll künftig eine digitale
Betriebsstätte fingiert werden können. Diese miisste fiir ihre Österreich-Gewinne dann eine Körper-

schaftsteuererklärung abgeben. Klingt einfach, ist es aber nicht. Vor Umsetzung in die Praxis sind noch
viele Fragen zu klären (insbesondere die notwendige Neuverhandlung der Doppelbesteuerungsabkom-

men)z. Aus diesem Grund hat die Kommission auch eine ZwischenlÖsung vorgeschlagen, die soge-
nannte,,Digitalsteuef' (Richtlinienvorschlag 2). Demnach sollen digitale Umsätze mit starker Nutzerbe-

teiligung (Online-Werbung, Verkauf von Nutzerdaten, Plattformprovisionen) mit 3% besteuert werden.

Steuerpflichtig ist der Werbeleister, er müsste eine entsprechende Steuererklärung einreichen. Der Vor-
schlag ist simpel und jedezeit umsetzbar. Damit die steuerpflichtigen Unternehmen nicht 28 Steuerklä-
rungen abgeben müssen, will die Kommission den Vollzug über das sogenannte MOSS System abwi-
ckeln, i¡ber das schon jetzt die Umsatzsteuer auf digitale Leistungen erklärt wird. Die österreichische
Präsidentschaft hat angekündigt sich für eine Lösung einzusetzen und arbeitet auf technischer Ebene

an der Einführung der Digitalsteuer. Erstmals thematisiert wird die Digitalsteuer am ECOFIN im Novem-

ber. Für den Fall, dass keine europäische Lösung mÖglich sein sollte, wurde von Finanzminister LÖger

ein nationaler Alleingang angektindigt. Details dazu liegen (noch) keine vor. Parallel zur europäischen

Diskussion findet auch ein Prozess auf OECD-Ebene unter Einbindung der USA statt. Die Mitglieder

des BEPS-Netzwerkes (darunterauch die EU-Länder) haben sich im Mär22018 darauf verständigt bis

zum Jahr 2020 eine gemeinsame LÖsung zu finden.

2. Realpolitik der Digitalsteuer

Die treibende Kraft hinter dem Richtlinienvorschlag der Kommission waren Deutschland und Frankreich.
Auch wenn in der politischen Diskussion immer von der digitalen Betriebsstätte geredet worden ist, lag

der Fokus immer auf der Digitalsteuer. Ganz einfach deshalb, weil die politischen Umsetzungschancen
höher sind. Es wäre nicht die erste EU-Zwischenlösung, die zum Dauerprovisorium wird. Strikt dagegen
sind die skandinavischen Länder, Malta, Zypern und lrland. Zuletzt ist auch Deutschland etwas,,zurück-
gerudert". Aus Angst vor US-amerikanischen Vergeltungsmaßnahmen (Autozölle) will man jetzt nur

I Base Erosion, Profit Shifting. httos://wwuoecd.oro/cto/beos-erlauteruno-2015.0df.
2 Hi¡rden für dio¡tale Betriebsstätte:
1) Bei Vorliegen eines Doppelbesteuerungsabkommens (DBA) ist die Zustimmung des Vertragspartners nötig, zB die der USA.
Die Einführung einer digitalen Betriebsstätte ohne Zustimmung der DBA-Partner wäre v0lkerrechtswidrig.
2) Außerdem gibt es noch keine klaren Vorstellungen über die Gewinnzuteilung. Es re¡cht nicht eine digitale Betriebsstätte ¡ns
Gesetz zu schreiben, man muss auch wissen was man besteuern will. Wenn man jetzt zB Google eine Betriebsståtte für se¡ne
Akt¡vitäten in Osterreich unterstellt, braucht man Regeln welcher Anteil der Gew¡nne aus dem Europageschåft auf Österreich
entfällt. Ohne diese lnformation kann die Finanzverualtung keinen Steuerbescheid ausstellen. Um Doppelbesteuerung zu ver-
meiden, mt¡ssen diese Regelungen europawe¡t einheitlich se¡n.
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mehr Onlinewerbung besteuern. Eine derart eingeschränkte Lösung stÖßt allerdings auf den Widerstand

von anderen Ländern. Der Vorschlag der Kommission hätte 5 Mrd € bringen sollen (umgerechnet auf
Osterreich sind das rund 100 Mio €). Die Einschränkung auf Onlinewerbung bringt entsprechend weni-
ger. Es stellt sich die Frage, ob das den Aufwand wert ist. Trotzdem sieht man im BMF die Chancen

einer Einigung als aufrecht an. Schließlich ist auch aus Sicht der lnternetwirtschaft eine EU-weite L0-

sung 28 nationalen LÖsungen vorzuziehen.

3. Was ist von einem nationalen Alleingang österreichs zu en¡varten?

Die Bundesregierung steht unter einem gewissen Druck, weil sie Erwartungen geweckt hat. Wenn es

auf EU-Ebene keine Einigung gibt, zB weil Deutschland unbedingt die USA an Bord haben will und eine

Einigung auf OECD-Ebene anstrebt, wird die Bundesregierung gezwungen sein eine nationale LÖsung

vorzulegen. Das wird allerdings (anders als teilweise medial kolportiert) kein Alleingang bei der digitalen

Betriebsstätte sein, weil Österreich punkto Doppelbesteuerungsabkommen nicht einmal mit lrland einen

Konsens ezielen wird, geschweigen denn mit den USA. Eine nationale LÖsung kann daher nur ein

Modell mit Besteuerung der Umsätze sein (wo keine Neuverhandlung der Doppelbesteuerung notwen-

dig ist). Die wahrscheinlichste LÖsung ist eine Verbreiterung der bestehenden Werbeabgabe auf On-

linewerbung (siehe Tabelle). Dies deshalb, weil die Regierung keine neuen Steuern einführen will und

die Verbreiterung der Werbeabgabe auf Online-Werbung schon komplex genug ist. Dazu muss man

wissen, dass das Finanzministerium mit der Besteuerung der lnternetwirtschaft bisher kaum Erfahrung

hat. Die Werbeabgabe bietet sich auch deshalb an, weil die NichþBesteuerung von Onlinewerbung

ohnedies verfassungsrechtlich bedenklich ist. Um die spezifische Betroffenheiten der österreichischen

Unternehmen abzufedern haben Baum, Fuchs und Thiele (2017)3 eine substantielle Anhebung der be-

stehenden Freigrenze (derzeit 10.000 €) sowie die ErmOglichung eines Eigenwerbungsanteils von bis

zu 50o/o vorgeschlagen. Letztlich wird aber auch die Verbreiterung der Werbeabgabe nicht ohne Wider-

stand bleiben. Die Wirtschaftskammer lehnt sowohl die Digitalsteuer als auch eine Werbeabgabe auf
Onlinewerbung ab. Sie befürchtet eine Überwälzung auf die Auftraggeber. Eine aufkommensneutrale

Reform, also eine Verbreiterung der Bemessungsgrundlage bei gleichzeitiger Reduktion des Steuersat-

zes, kÖnnte hier Abhilfe schaffena. Dieses Ansinnen kollidiert freilich mit dem lnteresse die zusätzlichen

Einnahmen ins Budget, die Presseförderung oder ähnliches fließen zu lassen.

3 Baum, Fuchs, Thiele (2017), Grundlagenanalyse mÖglicher Maßnahmen zur Herstellung von Wettbewerbsneutralitåt bei On-
linewerbung in Österreich, Mai 2017 , iAd ORF und der AK Wien.

' Siehe zB das Arbeitsprogramm 201712018 der letzten Bundesregierung vom Jänner 2017. httos://www.bundeskanzler-
amt.qv.aVdocuments/131008/569203/Arbeitsorooramm Bundesreoieruno 2017 2018-20170214.odí28c37dc6-dd3a-4f5a-
980f-955a5e1 201 2e.
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Steuersatz Steuersubjekt

,,Wer wird besteu-

ert?"

Steuerobjekt

,,Was wird besteu-

ert?"

Betroffen

Digitale Betriebs-

stätte

coM(2018) 147

Bei,,signifikanter di-

gitaler Präsenz"

wird eine steuer-

pflichtige Betriebs-

stätte fingiert, zuge-

teilte Gewinne un-

terliegen der nor-

malen Körper-

schaftsteuer

Signifikante digitale

Pråsenz, WENN di-

gitaler Umsatz mind

7 Mio € ODER An-

zahl der Nutzer

mind 100.000

ODER abgeschlos-

sene Vertråge mind

3.000 für den jewei-

ligen Mitgliedstaat

pro Jahr

Gewinne aus Be-

reitstellung digitaler

Leistungen über di-

gitale Schnittstelle

im lnland (Online-

Handel ist keine di-

gitale Leistung!)

Nur ausländische

Anbieter, zB

Google, Facebook,

Amazon Markeþ

place, Uber, Air-

BnB, Netflix, Spo-

tiry

,,Digital Service Tax"

coM(2018) 148

3% auf digitale Um-

sätze

Werbeleister,

WENN Konzernum-

satz von mind 750

Mio €, davon 50 Mio

€ digitale Umsätze

in der EU

Digitale Ums¿itze

(Online-Werbung,

Verkauf von Daten,

Plattformprovisio-

nen), die im lnland

ezielt werden (lP-

Adresse des Nut-

zers)

ln- und auslåindi-

sche Anbieter, die

VorausseÞungen

erfüllen, zB Google,

Facebook, Amazon

Marketplace, Uber,

AirBnB, ABER

NICHT Netflix, Spo-

ritu

Werbeabgabe (Aus-

weitung bestehende

österreichische Re-

gelung auf Online-

Werbung) - nationale

Lösung

5o/o auf Werbeum-

sätze

Werbeleister, Haf-

tung inlåindischer

Auftraggeber

Werbeumsätze, die

im lnland erbracht

werden (lP-Ad-

resse des Nutzers),

Bagetellgrenze von

10.000 € (Frei-

grenze)

ln- und ausländi-

sche Anbieter, die

die VorausseÞun-

gen erfüllen (wie

oben)
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TOP 3.7.2 Antragslose Einkommensteuerveranlagung für EPUs

1. Wiener Wirtschaftskammer fordert antragslose Einkommensteuerveranlagung fùir EPUs

Die Wiener Wirtschaftskammer fordert eine antragslose Einkommensteuererklärung für Kleinbetriebe.
Für EPUs bis zu einem Jahresumsatz von maximal € 30.000 soll die Verpflichtung zur Abgabe einer
Einkommensteuererklärung entfallen.

Stattdessen soll für diese Betriebe lediglich die Verpflichtung bestehen, die UmsäEe dem Finanzamt zu
melden. Das Finanzamt soll die Einkommensteuer, dann pauschal ermitteln, wobei firr Dienstleistungs-
betriebe, das Betriebsausgabenpauschale einheitlich 30% betragen soll. Für Produktionsbetriebe sollen
pauschal 50% und für Handelsbetriebe 70o/o als Betriebsausgaben abgesetzt werden. Firr Unternehmer
die keine Sozialversicherung zahlen mirssen sollen die entsprechenden Sätze 15o/o,35o/o und 55% be-
tragen.

Dieses Modell solloptional sein, d.h. die Unternehmen kÖnnen anstelle der Pauschalierung wie bisher
selbst ihren Gewinn ermitteln, wenn es ftir sie günstiger ist.

Das soll für diese Betriebe Verwaltungsvereinfachungen und Kostenersparnisse bringen (Wegfall Steu-
erberater etc).

Die Wirtschaftskammer geht davon aus, dass bis zu 200.000 Betriebe davon Gebrauch machen könn-
ten und diesen bis zu € 100 Mio. im Jahr an Ersparnis brächte.

2. Ausgangslage - Bestehende Vereinfachungen in der Einkommensermittlung

lm österreichischen Steuerrecht gibt es schon bisher zahlreiche Pauschalierungsmöglichkeiten. Diese
sind im S 17 ESIG geregelt und ermÖglichen grundsätzlich schon bisher, füreinen Großteilder kleinen
und mittleren Unternehmen eine einfache Gewinnermittlung fur Zwecke der Einkommensteuererklä-
rung.

lm Wesentlichen sind entsprechend S 17 ESIG folgende Pauschalierungsmöglichkeiten vorgesehen

Basispauschalierung gemäß $ l7 Abs. 1:

12o/o der Einnahmen bei selbständigen und gewerblichen Einkünften generell (max. € 26.400).
6% der Einnahmen wenn kaufmännische oder technische Beratung, schriftstellerische, vortragende,
wíssenschaftliche Tätigkeiten (max. € 13.200).

Daneben können noch Ausgaben für Waren und Löhne abgezogen werden. Sozialversicherungsbei-
träge sind ebenfalls abzugsfåhig
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Die Pauschalierung kann im Wesentlichen dann in Anspruch genommen werden, wenn die Umsätze

nicht mehr als € 220.000 betragen.

Gewinnermittlung mit Durchschnittssätzen aufgrund von Erfahrungswerten für be-

stimmte Betriebe gemäß $ 17 Abs.4 EStG.

lm Verordnungswege können für bestimmte Betriebe Durchschnittsätze für die Gewinnermittlung be-

stimmt werden. Folgende MÖglichkeiten sind derzeit in Kraft:

Für Nichtbuchführende Gewerbetreibende: Durchschnittssätze filr bestimmte Gewerbe, die

als Betriebsausgaben angesetztwerden (zB: 9,5% für Bandagisten und Orthopädiemechaniker,

11,5o/o für Bäcker, 14,3o/o für Büromaschinenmechaniker, 10,4o/o fürTischler, 11o/ofur Zahntech-

niker etc.)

Für Gastståitten (i.W. dann, wenn die Umsätze weniger als € 225.000 betragen): Grundpau-

schale (10% der Umsätze: min. € 3.000 und max. € 25.000), Mobilitåtspauschale (2olo der Um-

sätze),

Energie- und Raumpauschale (8o/o der Umsätze: max. € 20.400),

daneben können Ausgaben fürWaren, Löhne u.å. abgezogen werden

Für den Lebensmittelhandel: Gewinn beträgt pauschal € 3.650 zuzüglich 2o/o des Umsatzes

Für Drogisten: 12o/o der Einnahmen

Für Handelsvertreter: 12o/o der Einnahmen

Daneben gibt es noch spezielle Pauschalierungsmöglichkeiten für die Land- und Forstwirtschaft und für

Künstler und Schriftsteller. Die Anzahl der Unternehmen, die Pauschalierungen in Anspruch nehmen

beträgt ca. 1 10.0001 und setzt sich wie folgt zusammen:

Basispauschalierung: 57.442 Unternehmen

Land- und Forstwirtschaft: 37.766 Unternehmen

Gaststätten pauscha I ieru n g: 7 .067 U nternehmen

Handelsvertreterpauschalierung: 5.470 U nternehmen

Künstler- und Schriftstellerpauschalierung: 1.168 Unternehmen

Lebensmitteleinzelhandel: 447 U nternehmen

Nichtbuchführende Gewerbetreibende: 584 Unternehmen

lm Zuge der Steuerreform ist es auch zu einer Vereinfachung dahingehend gekommen, dass Kleinbe-

triebe (bis zu einem Jahresumsatz von € 30.000) eine vereinfachte Beilage für die Ermittlung der steu-

erpflichtigen Einkünfte verwenden dürfen (die Beilage E1a-k anstelle der Beilage E1a)

1 Bericht der Steueneformkommission 2014,43¡

AK Vorstand, 13.09.2018 Seite 2 von 4



Bereich Wirtschaft - Kubitschek
Abteilung Steuerrecht- Martin Saringer

3. Einschätzung des Vorschlages der Wirtschaftskammer

Vereinfachungen für Kleinbetriebe sind grundsätzlich positiv zu sehen. Eine Bestandsaufnahme zeigt
allerdings deutlich, dass es schon bisher - speziell fur kleine und mittlere Unternehmen - für Zwecke
der Einkommensteuerermittlung zahlreiche PauschalierungsmÖglichkeiten gibt, die ohne großen Ver-
waltungsauñruand administrierbar sind.

Eine weitere Vereinfachung erscheint aus mehreren Gründen nicht notwendig bzw. sinnvoll

Die Einkommensteuerveranlagung macht nur einen kleinen Teil der Beratungskosten aus. Da-
neben sind auch sozialversicherungsrechtliche Bestimmungen und sonstige rechtliche Vor-
schriften zu beachten. Kosten für die Rechts- und Steuerberatung würden also auch weiterhin
anfallen. Daneben werden die Unternehmen auch weiterhin Aufzeichnungspflichten zu erfüllen
haben (2.8. Aufzeichnung der Umsätze).
Der Vorschlag sieht vor, dass die Pauschalierung optional ist, d.h. Unternehmen werden übli-
cherweise beide Möglichkeiten (Pauschalierung und Einnahmen-Ausgabenrechnung) durch-
rechnen um zu sehen, welches Modell im konkreten Fall vorteilhafter ist. Es ist daher fraglich,
ob der Vorschlag zu einer Verwaltungsvereinfachung beiträgt oder nicht tatsächlich zu zusät¿-
lichen,,Optimierungskosten" führt.

Es erscheint auch aus ökonomischen Überlegungen zielfuhrend, dass sich auch Kleinunterneh-
mer mit ihren Einnahmen und Ausgaben auseinandersetzen müssen, um zu erkennen ob das
U nternehmen profitabel ist.

Die optionale Pauschalierung lädt zu Gestaltungen ein, um die Steuerbelastung noch weiter zu
minimieren (2.8. Verschieben / Zusammenballen von Ausgaben in einzelnen Jahren: Anwen-
dung der tatsächlichen Kosten, Pauschalierung in den Folgejahren).
Pauschalierungen sind grundsätzlich zulässig, sie müssen allerdings die tatsächlichen Gege-
benheiten so gut als mÖglich widerspiegeln. D.h., Pauschalierungen dürfen nur für Zwecke der
Vereinfachung bestehen, aber keine Steuerbegünstigung darstellen. lm konkreten Fall erschei-
nen die gewählten Betriebsausgabenpauschalen - zumindest für den Dienstleistungsbereich -
eher gunstig gewählt.

Beim Vorschlag für die antragslose Einkommensteuererklärung erfolgt ein Hinweis, dass es seit
2016 auch die antragslose Arbeitnehmerlnnenveranlagung gibt. Das ist richtig, allerdings muss
man anmerken, dass hier dem Finanzamt die tatsächlichen Einkünfte bekannt sind, und dass
hier keine pauschalen Ausgaben abgezogen werden. Wenn man neben den gemeldeten Ein-
künften weitere Abschreibungen geltend machen will, müssen auch die Arbeitnehmerlnnen wei-
terhin die Arbeitnehmerl nnenveranlag ung selbst durchführen.

Beim Vorschlag der Wirtschaftskammer bleiben zudem wesentliche Fragen offen:

Was passiert wenn der Steuerpflichtige gegen Jahresende die 30.O0O€-Grenze überschreitet,
aber keine Aufzeichnungen über die tatsåchlichen Kosten geführt hat?
Unterlíegen pauschalierte Betriebe weiterhin der Registrierkassenpflicht frir Barumsätze, die
bekanntlich ab einer Umsatzgrenze von € 15.000 greift?

Steht den steuerpflichtigen EPUs, die die Pauschalierung wählen, noch ein Gewinnfreibetrag
zu oder soll dieser für die betreffenden Betriebe gestrichen werden?
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4. PosltlonlForderung der AK

Eine genaue EinschäEung der Auswirkungen ist ohne konkretes Modell schwierig anzustellen. lnsbe-

sondere wären auch die Ausrrvirkungen auf die Einnahmen der Sozialversicherung zu analysieren. ln

einer ersten Schnelleinsch€lEung ist zu beflJrchten, dass diese zulasten der Steuereinnahmen zurtlck-
gehen werden. Die Auswirkungen auf die ffeien Dienstnehmerlnnen sollten eher gering ausfallen.
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TOP 3.7.3 Neue österreichische Außenwirtschaftsstrategie

Das Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort (BMDW) gemeinsam mit dem Bun-

desministerium für Europa, lntegration und Außeres (BMEIA) und der Wirtschaftskammer Osterreich

(WKÖ) arbeitet an einer österreichischen Außenwirtschaftsstrategie. Sie soll auf dem 2008 erarbeiteten

Außenwirtschaftsleitbild ,,Globalisierung gestalten - Erfolg durch Offenheit und lnnovation" aufbauen.

Dazu wurden auf Seiten der Ministerien sieben thematische Arbeitsgruppen eingerichtet: (1) Han-

delspolitik, (2) StandortMettbewerbsfähigkeiUKMUs, (3) lnternationalisierungMertschÖpfungsketten
/Schwerpunktsetzung, (4) Werteorientierung/NachhaltigkeiUEZA, (5) Digitalisierung/Technologie/lnno-

vation, (6) Förderung/Finanzielles und (7) Organisation/Synergien und Kommunikation.

1. Mangelnde Einbeziehung der AK in den Prozess

Anders als bei der Erarbeitung des Außenwirtschaftsleitbilds 2008 ist die AK diesmal nicht von Beginn
an umfassend eingebunden. Eine solche Einbeziehung derAK in die Arbeitsgruppen scheint seitens

des federführenden BMDW nicht vorgesehen zu sein.

Stattdessen sieht der Prozess lediglich vor, die Sichtweise unterschiedlicher Akteuerlnnen durch
eine vom BMDW beauftrage Beratungsfirma (EWC EDELWEISS CONSULTING) zu erfassen. Die

BAK wurde Anfang August im Rahmen eines Gesprächs/lnterviews als eine von 30 Akteurlnnen be-

fragt. Dieses lnterview ist kaum als gleichwertig mit der Teilnahme an den in den Ministerien angesie-

delten Arbeitsgruppen einzustufen, an denen ua auch die WKÖ teilnimmt.

Ausnahme bildet das BMEIA, das in Folge des BAK Briefs sowie eines Treffens mit dem zuständigen

Beamten eine Einladung zu der vom BMEIA geleiteten Arbeitsgruppe ,,Werteorientierung, Nachhal-

tigkeit und Entwicklungszusammenarbeit" ausgesprochen hat.

2. Position/Forderungen der AK

Die Außenwirtschaftsstrategie sollte als Chance zur Gestaltung einer fairen Globalisierung genutzt

werden, sodass die fortschreitende Globalisierung nicht nur als Agenda der (großen) Unternehmen

wahrgenommen wird, sondern in gleicher Weise auch Arbeitnehmerlnnen, Verbraucherlnnen, Bürge-

rlnnen und der Umwelt zu Gute kommt. Die Außenwirtschaftsstrategie gilt es daher nicht losgelöst von

anderen Politikbereichen zu verstehen, sondern in eine wohlstandsorientierte Wirtschaftspolitik ein-

zubetten. Konkret bedeutet dies:

Stärkung des Standorts und der Marke österreich anhand der Werte, die zum internati-

onalen Erfolg beigetragen haben: funktionierende Sozialpartnerschaft, Umverteilung und

eine gut ausgebaute soziale lnfrastruktur sowie lnvestitionen in die Menschen, die die Wirt-

schaft tragen (Stichwort: Digitalisierung)

Förderung und Einforderung verantwortungsvoller Aktivitäten österreichischer Unter-
nehmen im Ausland, insb wenn diese Förderung seitens des Bunds erhalten sowie die

a

a
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Prüfung von Möglichkeiten zur Umsetzung in nationales Recht (Stichwort: OECD-Leitsätze

für multinationale Unternehmen, UN-Leitsätze für Wirtschaft und Menschenrechte)

Aufkündigung bestehender bilateraler lnvestitionsschutzabkommen (BlTs) sowie keine

neuen BlTs auszuhandeln

Faire Handelsabkommen: Einfordern von Transparenz, demokratischer Rückbindung, Ra-

tifizierung, Umsetzung und Anwendung von international anerkannten Arbeits- und Umwelt-

standards, einer Abkehr vom lnvestitionsschutz sowie die Verankerung des Vorsorgeprin-

zips und eine vollständige Ausnahme der Öffentlichen Daseinsvorsorge

3. Aktivitäten der AK

Die BAK hat sich bereits im Juni mit einem Brief an Bundesministerin Schramböck (BMDW) und

Bundesministerin Kneissl (BMEIA) gewandt, um ihren Standpunkt und Forderungen ausführlich dar-

zulegen. Die Nicht-Einbeziehung der BAK wurde ebenfalls angesprochen und bedauert.

lm Juli erfolgte dann ein gutes Gespräch mit dem zuständigen Beamten im BMEIA (Dr Harald

Stranzl, Leiter Abteilung lll.4 - Außenwirtschaft). ln Folge wurde die BAK zur Arbeitsgruppe ,,Werte-
orientierung, Nachhaltigkeit und Entwicklungszusammenarbeit" eingeladen. Die BAK wird die für

September anberaumten Treffen nutzen um ihre Forderungen einzubringen.

Auch das lnterview mit der vom BMDW beauftrage Beratungsfirma (EWC EDELWEISS CONSUL-

TING) hat die BAK genutzt, um ihre Forderungen zu bekräftigen und mit Studien zu untermauern.

Da eine Einladung zu weiteren Arbeitsgruppen seitens des BMDW bisher nicht erfolgt ist, hat die

BAK sich erneut in einem Brief an Bundesministerin Schramböck (BMDW) gewendet, um eine umfas-

sende Einbindung sowie Gleichbehandlung der Sozialpartner einzufordern.

o

a
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TOP 3.7.4 Forum Alpbach 2018 - Technologie- und W¡rtschaftsgespräche

Technologiegespräche

Die Technologiegespräche fanden vom 23.- 25. August 2018 statt. Erstmals war die AK sowohl bei den

Technologie- als auch bei den Wirtschaftsgesprächen in Alpbach mit einer Breakout Session und einem

Ausstellungsstand vertreten - die Teilnahme an den Wirtschaftsgesprächen hat für die AK bereits Tra-
dition.

Digitalisierung ist einer der Schwerpunkte im Zukunftsprogramm der AK. Um dies auch auÞuzeigen
initiierte die AK eine Diskussion über lnternetgiganten und deren Auswirkungen auf lnklusion, Demo-

kratie, Konsumentlnnen, Diversität sowie Möglichkeiten der Regulierung. Denn in Verbindung mit den
gesammelten Daten ihrer Nutzerlnnen entstehen globale Konzerne mit staatsähnlichem Auftritt, Einfluss

und Wirkung. Diese Machtkonzentration und -verschiebung hat enormen Einfluss auf Politik und Ge-

sellschaft. Gesucht wurde eine europäische Strategie im Umgang mit dieser Entwicklung.

ln der von der AK am24. August 2018 veranstalteten zweiteiligen Breakout Session wurde das Thema

,,Gesellschaftliche Konsequenzen digitaler Monokulturen" dargestellt und diskutiert. Christa Schlager,
Leiterin der Abteilung WP, übernahm das Einleitungsstatement. Vorträge sowie lmpulsstatements hiel-

ten Semjon Rens, Public Policy Manager für Facebook Deutschland, Österreich und die Schweiz, Ur-
sula Pachl, Vize-Generaldirektorin des Europäischen Verbraucherverbands BEUC, Leonhard
Dobusch, Professor am lnstitut firr Organisation und Lernen der Universität lnnsbruck, Johannes
Gungl, Geschäftsführer der österreichischen Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH (RTR) und

dzt. VorsiÞender der europäischen Regulierungsbehörde und Maximilian Schubert, Generalsekretär
der lnternet Service Providers Austria (ISPA). Die Leitung hatte lngrid Brodnig, Journalistin und Pub-

lizistin (Autorin von ,,Lügen im NeÞ"), die Koordination Miron Passweg.

Die Auswahl der Referentlnnen und der Moderatorin erwies sich als optimal. Die im Anschluss an die

Referate abgehaltenen Podiumsdiskussionen - unter Einbeziehung des Publikums -waren sehr lebhaft

und zeigten, dass zu diesem Thema erheblicher lnformations- und Diskussionsbedarf besteht. ln dem

für etwa 40 Personen konzipierten Vortragssaal (Klassenzimmer) fanden sich bis zu 60 Personen ein.

Das gute (nicht nur auf Alpbach beschränkte) Medienecho beweist, dass sowohl das Thema als auch

der lnhalt der Breakout Session auf großes lnteresse gestoßen sind. ln Alpbach-Sonderbeilagen der

,,Presse" wurde über die Breakout Session der AK berichtet. Eine Sonderbeilage der,,Wiener Zeitung"

brachte ein lnterview mit Christa Schlager und Fridolin Herkommer, die bereits im Vorfeld der Techno-
logiegespräche einen A&W Blog-Beitrag zum Thema verÖffentlicht hatten. Leonhard Dobusch wurde
(außerplanmäßig) am Folgetag der Breakout Session für eine Plenumsdiskussion eingeladen und hatte

dort die Gelegenheit, seine Thesen einem viel breiteren Publikum zu erläutern. Die ,,Presse" berichtete

in ihrer regulären Ausgabe vom 25. August 2018 ausftrhrlich.

Der im Kongresszentrum gelegene Ausstellungsstand der AK war gut besucht und beinhaltete von oder
im Auftrag der AK erstellte Studien, Bücher und Broschüren zum Thema.
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Wirtschaftsgespräche

Die Wirtschaftsgespräche fanden vom 28.-30. August 2018 statt und die AK beteiligte sich bereits zum

vierten Mal an den Wirtschaftsgesprächen. Als Ankntipfungspunkt an das diesjährige Generalthema

,,Diversität und Resilienz" bot sich die Frage nach der Resilienz der sozialpartnerschaftlichen Lohnfin-

dung im europäischen Kontext an. Die zweieinhalbstündige Diskussion wurde schließlich mit,,Klassen-

kampf oder Sozialpartnerschaft in der Lohnfindung: Was sichert Stabilität und Flexibilität?" betitelt und

war eine von neun parallelen Breakout Sessions, die erstmals alle im Congress Centrum stattfanden.

Die Sichtung potentieller Referentlnnen der Arbeitgeberseite im Vorfeld der Veranstaltung stellte sich

als äußert schwierig heraus, weil viele Vertreterlnnen (Wirtschaftskammer, lndustriellenvereinigung so-

wie einzelne Unternehmerlnnen) verhindert waren oder durch Weisung ihrer lnstitutionen an der Teil-

nahme gehindert wurden. Erst mit Untersti¡tzung des Europäischen Forum Alpbachs (EFA) gelang es

der AK Glaus Raidl (Vize-Präsident des EFA sowie scheidender Präsident der Österreichischen Natio-

nalbank) als Vertreter der lndustrieMirtschaft zu gewinnen.

Nach einer kuzen Einführung der Moderatorin lUlartina Madner (Wiener Zeitung) bot Susanne Perni-

cka (Professorin für Wirtschafts- und Organisationssoziologie, JKU Linz) einen Überblick tlber die

Haupteinwände gegen die Sozialpartnerschaft. Anschließend analysierte sie diese Thesen und kam

zum Schluss, dass Kampf und Sozialpartnerschaft kein Widerspruch sein muss, sondern Klassenkampf

und Sozialpartnerschaft möglich sind. Letztere bietet einen institutionellen Rahmen beim Austragen von

Klassenkonflikten. Marc Fähndrich (Wirtschaftspolitischer Berater der Europäischen Kommission in

Osterreich) betonte dad Subsidiaritätsprinzip der Europäischen Union und nannte ua den hohen Gen-

der-Pay-Gap als eines der wenigen Probleme Osterreichs im Einkommensbereich. Claus Raidl be-

grüßte grundsätzlich den sozialpartnerschaftlichen Lohnfindungsprozess, kritisierte aber die Ausbrei-

tung der Sozialpartnerschaft in wichtige Entscheidungspositionen (wie etwa der OeNB).

Barbara Teiber (Geschäftsftlhrende Vorsitzende der GPA-djp) nahm das neue Gesetz zum 12-Stun-

den-Tag zum Anlass, um auf harte Lohnverhandlungen im Herbst hinzuweisen und bezeichnete die Art

der Umsetzung des zuvor genannten Gesetzes als ,,Klassenkampf von oben". Die weiteren Diskussio-

nen zwischen den Referentlnnen waren äußerst lebhaft und auch das Publikum beteiligte sich sehr aktiv

an der Debatte, die sich vor allem um den 12-Stunden-Tag sowie um die Reform der Gewerbeordnung

drehten.

lnsgesamt waren die Räumlichkeiten der Breakout-Session gut gefüllt (etwa 50 Personen) und die me-

diale Resonanz war sehr zufriedenstellend (Online-Ausgabe von News am 29. August sowie Berichte

am 30. August in den Printausgaben der Tiroler Tageszeitung, den Salzburger Nachrichten, den Vor-

arlberger Nachrichten sowie der Wiener Zeitung).
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